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«Experimente müssen  
weiterhin möglich sein»
Seit 90 Jahren gibt es im Kanton Zürich eine Kinder- und Jugendförderung. Zum Jubiläum 
hat ihr Dachverband, die Okaj Zürich, eine Imagekampagne lanciert. Okaj-Geschäftsführer 
Ivica Petrušic sagt, was die Aktion bezweckt, wie sich die Jugendarbeit seit ihren Anfängen 
gewandelt hat und welche Rolle sie im digitalen Zeitalter spielt.  Interview: Marcel Müller

Mit Ihrer aktuellen Kampagne wollen 
Sie die Vielfalt der Kinder- und  
Jugendförderung besser sichtbar  
machen. Warum?
Ivica Petrušic: Der Wunsch nach mehr 
Sichtbarkeit kam ursprünglich aus der 
Konferenz der Jugendbeauftragten, also 
von der Basis. Wir haben unser 
90-jähriges Bestehen zum Anlass 
genommen, um dieses Anliegen 
aufzugreifen. Die Kampagne «Kin-
der- und Jugendförderung wirkt!» 
soll dazu führen, dass alle sicht-
bar werden, die sich im weitesten 
Sinn für die Jugend engagieren. 
Wir wollen jedoch nicht nur auf 
die Vielfalt der Jugendförderungs-
angebote aufmerksam machen. 
Die Kampagne ist zugleich Be-
standteil eines grösseren Projekts, das 
langfristig eine verbesserte gesetzliche 
Grundlage für die Jugendförderung im 
Kanton zum Ziel hat. 

Ihre Kampagne stösst auch über die 
Grenzen des Kantons Zürich auf 
Interesse. Haben Sie eine Erklärung 
dafür?
Der Grund ist wohl, dass in dieser Rich-
tung bisher sehr wenig gemacht worden 
ist, den Kantonen fehlt es an Ressour-
cen für solche Projekte. Wir haben zu-
dem versucht, die Kampagne unkom
pliziert zu gestalten. Das erleichtert es 
Akteuren in anderen Kantonen, einen 
ähnlichen Weg einzuschlagen. 

Weshalb braucht es im Kanton Zürich 
eine Gesetzesanpassung?
Seit 2013 haben wir eine neue Grund-
lage auf Bundesebene. Bis dahin fokus-
sierte der Staat auf den Schutz von 
Kindern und Jugendlichen. Jetzt ist die 

offizielle Kinder- und Jugendpolitik der 
Schweiz um den Partizipationsgedan- 
ken und das Thema Förderung erwei- 
tert worden. Man muss sich nun in den 
Kantonen Gedanken darüber machen, 
ob man ebenfalls Anpassungen machen 
sollte. So ist im Kinder- und Jugendhilfe-

gesetz des Kantons Zürich der Förde-
rungsgedanke nur mit einer Kann-For
mulierung erwähnt. Aus unserer Sicht  
ist das zu wenig.

Was ist unter Förderung genau zu 
verstehen?
Es ist ein schwieriger Begriff. Der Bund 
hat ihn inhaltlich weitgehend unbe-
stimmt gelassen. Wir sind derzeit daran 
zu präzisieren, was Jugendförderung in 
unserem Kanton heissen könnte. Dabei 
arbeiten wir mit der Fachhochschule 
Nordwestschweiz FHNW zusammen, um 
systematisch zu erfassen, welche Akteure 
auf diesem Feld aktiv sind. In diesem Kon-
text steht auch die «Kinder- und Jugend-
förderung wirkt!»-Kampagne. Sie soll die 
bestehenden Angebote zunächst einmal 
sichtbar machen. Erst wenn diese gesam-
melt und spezifiziert worden sind, kön-
nen wir mit unseren Mitgliedern definie-
ren, was wir unter Jugendförderung in 
Zukunft verstehen wollen. 

In welche Richtung könnte es gehen? 
Die Diskussion darüber ist in vollem 
Gang. Einige Jugendbeauftragte sind 
der Ansicht, es brauche Qualitätskrite-
rien für Förderungsangebote und ein 
Label, um jene Anbieter zu kennzeich-
nen, die sie erfüllen. Andere wollen eher 

in Richtung Empfehlungen ge-
hen, zumal wir niemandem etwas 
vorschreiben können, ohne ge-
setzliche Verankerung schon gar 
nicht.

Was wäre aus Ihrer Sicht der 
richtige Weg?
Wenn es zu einer Standardisie-
rung der Angebote käme, wäre 
das sicherlich der falsche Weg, 
man würde sich viel verbauen. Es 

müssen in der Kinder- und Jugendförde-
rung weiterhin Experimente möglich 
sein. Als Dachverband sehen wir eine be-
darfsgerechte Kinder- und Jugendför
derung als mögliche Lösung. So könnte 
ein kantonales Gesetz vorschreiben, dass 
jede Gemeinde ihren Bedarf analysieren 
und wo nötig ihr Angebot ausbauen 
muss. Wie die Gemeinden das machen, 
sollte ihnen jedoch freigestellt bleiben. 
Wir wollen erreichen, dass sich die kom-
munalen Akteure über ihre Jugendförde-
rung Gedanken machen, ihre Kinder- und 
Jugendpolitik überprüfen und weiterent-
wickeln. 

Jugendförderung wird von unzähligen 
Akteuren betrieben, vom Musikverein 
über die Pfadi bis zur Freikirche. Muss 
man zwischen guten von schlechten 
Angeboten unterscheiden?
Solche Fragen treiben die Jugendbeauf-
tragten in den Gemeinden um. Wie of-
fen ist beispielsweise das freikirchliche 

Angebot, das sich offener Jugendtreff 
nennt, wirklich? Die Gemeinden können 
die Entwicklung ein Stück weit steuern, 
indem sie ihre Unterstützung an Be
dingungen knüpfen. Aus unserer Ver-
bandssicht sollten Offenheit und konfes
sionelle sowie politische Neutralität zu 
diesen Bedingungen gehören. Es ist aber 
letztlich Sache der Gemeinden, aus ihrer 
Tradition, aus ihrer Geschichte ein be-
darfsgerechtes Angebot auf die Beine 
zu stellen. 

Blickt man auf die 90-jährige  
Geschichte der Kinder- und Jugend
arbeit zurück, gab es immer wieder 
Versuche, die Jugend für bestimmte 
Ziele zu vereinnahmen. Welche  
Werte liegen der Jugendförderung 
heute zugrunde?
Erstmals in den sechziger Jahren und 
dann noch einmal in den Achtzigern 
passierte ein Schnitt. Die Jugend be-
gann sich selber als autonome Gruppe 
wahrzunehmen und Forderungen zu 
stellen. Die Okaj Zürich, die damals  
noch Vereinigung Ferien und Freizeit  
für Jugendliche hiess, hat diesen Auf-
bruch mitgemacht. Dem liegt das päd-
agogische Konzept zugrunde, dass Kin-
der und Jugendliche selber wissen, was 
gut für sie ist. Man muss ihnen Raum 
geben, muss sie partizipieren lassen und 
muss ihnen Möglichkeiten geben, ihre 
Anliegen zu äussern. Man muss sie als 
eigenständige Individuen behandeln, 
die Teil der Gesellschaft sind – auch 
wenn sie noch nicht volljährig sind. Die 
letzten dreissig Jahre ging es bei uns 
eigentlich darum, dieses Konzept um
zusetzen. 

Wie unabhängig sind staatliche 
Kinder- und Jugendarbeitende von 
den Interessen ihres Arbeitgebers?
Tatsächlich ist die Jugendarbeit in den 
Gemeinden zuweilen Spielball der poli-
tischen Gegebenheiten, die sich alle vier 
Jahre verändern können. Wenn die Ju-
gendarbeitenden gewisse gesetzliche 
Grundlagen hätten, auf die sie sich be-
rufen könnten, wären sie von der politi-
schen Gesinnung im Gemeinderat sicher 
unabhängiger. Um über längere Zeit 
eine Wirkung zu erzielen, braucht es 
Unabhängigkeit von der ideologischen 
Gesinnung von Politikern. 

Ivica Petrušic (Jahrgang 1977) ist Geschäfts
führer der Okaj Zürich, dem Dachverband der 
kantonalen Kinder- und Jugendförderung. Deren 
Basis bilden rund 600 Mitgliedsorganisationen 
aus der Jugendarbeit im Kanton Zürich, darun-
ter auch rund 70 Gemeinden. Davor war Petrušic 
als Dienststellenleiter Jugend bei der Stadt Wä- 
denswil tätig. Er ist diplomierter Sozialarbeiter 
FH und hat den Masterstudiengang in Gemeinde- 
Stadt- und Regionalentwicklung (MAS GSR) an 
der Hochschule Luzern abgeschlossen.

Ivica Petrušic (SP) war über zehn Jahre poli-
tisch im Einwohnerrat der Stadt Aarau und als 

Grossrat des Kantons Aargau tätig. Ivica Petrušic 
nimmt des Weiteren Einsitz in der Geschäftslei-
tung des Dachverbandes für offene Kinder- und 
Jugendarbeit Schweiz (DOJ) und vertritt den 
Kanton Zürich in seiner Rolle als kantonaler 
Jugendbeauftragter bei der Konferenz der Kan-
tonalen Jugendbeauftragten (KKJF). Mit dem 
Verein «Second@s Plus» und als Mitglied der 
Migrationskommission des Kantons Aargau setzt 
er sich in den Bereichen Migration und Integra-
tion gezielt für die politische Partizipation der 
Jugendlichen und der zugewanderten Bevölke-
rung ein. 

Zur Person

«Es ist Sache der Gemeinden, 
aus ihrer Tradition, aus  

ihrer Geschichte ein bedarfs
gerechtes Angebot auf die  

Beine zu stellen.»
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Wie steht es um die Bereitschaft  
der Jugendlichen, sich freiwillig zu 
engagieren?
Die Bereitschaft an sich ist nicht zurück-
gegangen. Aber viele wollen nicht län-
ger über mehrere Jahre immer das Glei-
che machen. Man will sich zeitlich und 
thematisch flexibel engagieren. Das hat 
mit der Individualisierung zu tun, aber 
auch mit der Mobilität. Für die Jugend-
arbeit ist der Umgang mit diesem Wan-
del eine Herausforderung. Es braucht 
grösseren Koordinationsaufwand, um 
Angebote so zu gestalten, dass die Jun-
gen mitarbeiten. 

Jugendliche suchen Freiräume.  
Mit den Sozialen Medien hat sich 
diese Suche auch in den virtuellen 
Raum verlagert. Wie bedeutet  
das für die Jugendarbeit?
Betrachtet man die historische Entwick-
lung, gab es die autonomen Räume, 
welche die Jugendlichen einst lautstark 
forderten, eigentlich nur für kurze Zeit. 
Als die Gemeinden damit begannen, 

professionelle Jugendarbeitende einzu-
stellen, ging ein Stück dieser Autonomie 
wieder verloren. In den 90er-Jahren ka-
men nach und nach weniger in die Ju-
gendtreffs. Die Jugendarbeit reagierte 
darauf mit aufsuchenden Konzepten. 
Das kam zunächst gut an, man konnte 
die Jugendlichen zurückholen und Pro-
jekte mit ihnen entwickeln. Doch zu-
gleich nahm man ihnen dadurch wieder 
Freiraum weg. Jetzt haben die Jugend
lichen dank des technischen Fortschritts 
wieder einen neuen Weg gefunden, un-
ter sich zu sein. Der grosse Unterschied 
ist jedoch, dass soziale Medien wie Fa-
cebook und Whatsapp nicht öffentliche, 
sondern private Plattformen sind. Für 
die Jugendförderung ist diese Entwick-
lung problematisch. Wir fragen uns, wie 
weit wir unser Angebot auch auf diesen 
scheinöffentlichen Raum ausdehnen sol-
len, wo alle Daten privatwirtschaftlichen 
Konzernen gehören. 

Die Mediennutzung verändert sich 
laufend. Facebook beispielsweise  
ist bei den Jugendlichen nicht mehr 
hoch im Kurs, weil es auch von ihren 
Eltern genutzt wird. Wohin führt  
die Entwicklung?
Das ist schwer zu sagen. Bis jetzt gab 
aber immer wieder neue, kommerzielle 
Alternativangebote wie Instagram oder 
Snapchat. Wenn wir da mitgehen, dür-
fen wir nicht wieder die gleichen Fehler 
machen. Unser Hauptziel muss es blei-
ben, öffentliche freie Räume zu bieten, 

Jugendförderung sichtbar machen 
Anlässlich des 90-Jahr-Jubiläums der Kinder- und Jugendförderung im Kan-
ton Zürich tourte die «Okaj Zürich – Kantonale Kinder- und Jugendförderung» 
mit einer mobilen, interaktiven Ausstellung zu Geschichte, Gegenwart und 
Zukunft der Kinder- und Jugendförderung 2015 quer durch den Kanton und 
besuchte Akteure der Kinder- und Jugendförderung an lokalen Anlässen. 

Zudem lancierte sie die Kampagne «Kinder- und Jugendförderung wirkt!» 
Diese hat zum Ziel, Jugendförderungsaktivitäten aller Art sichtbar zu machen. 
Dazu entwickelte die Okaj Zürich gemeinsam mit der Konferenz der Kom- 
munalen Jugendbeauftragten des Kantons Zürich KKJ ein Stempel-Signet, 
das möglichst breit von allen Akteuren der Kinder- und Jugendförderung 
verwendet werden soll. Es steht als Vorlage für Webseiten, Drucksachen  
und weitere Anwendungen zur freien Verfügung. Das Signet wird auch über 
2015 hinaus bestehen und kann auch von Akteuren aus anderen Kantonen 
genutzt werden. 
Weitere Infos unter: www.kinder-und-jugendfoerderung-wirkt.ch

ob in einem Gebäude oder im Freien. 
Jugendliche brauchen die Möglichkeit, 
sich real zu treffen, das Bedürfnis ist 
nach wie vor da. 

Der öffentliche Raum wird heute 
stärker überwacht als früher.  
Wie reagiert die Jugend darauf?
Die Gewalt im öffentlichen Raum ist in 
den letzten zehn Jahren massiv zurück-
gegangen. Das zeigt eine Studie, in  
der die Situation in Zürich und in Lau-
sanne untersucht wurde. Das kann man 
darauf zurückführen, dass sehr viele 
Sicherheitsmassnahmen getroffen wor-
den. Mit der stärkeren Kontrolle der 
Räume, etwa durch die SIP-Patrouillen 
in Zürich, ist jedoch die Gefahr verbun-
den, dass es eine Verlagerung in den 
virtuellen Raum gibt. Jetzt starten wir 
wieder Kampagnen zum Thema Cyberm-
obbing. Und da fragt man sich schon, 
ob wir uns nicht zum Teil selber neue 
Probleme schaffen. Statt Konflikte im 
öffentlichen Raum möglichst zu ver
hindern, könnte man ja auch einen an-
deren Standpunkt einnehmen und Kon-
flikte als einen Bestandteil unserer 
Gesellschaft betrachten. Solange sie im 
realen öffentlichen Raum ausgetragen 
werden, sind sie wenigstens sichtbar. 
Die professionelle Kinder- und Jugend-
arbeit muss auf solche gesellschaftli-
chen Entwicklungen hinweisen. Und sie 
muss Fragen aufwerfen, zum Beispiel, 
was wir erreichen, wenn wir einfach 
laufend die Sicherheitsvorkehrungen 
hochschrauben.

Die Jugendarbeit muss sich  
selber zurücknehmen, um ihre Ziele 
zu erreichen? 
Wir müssen eine fürsorgliche Belagerung 
der Jugendlichen verhindern. Wir mei-
nen es ja gut, wir wollen ihnen eine sinn-
volle Freizeitgestaltung ermöglichen. 
Doch was sinnvoll ist, ist letztlich immer 
geprägt von politischen Einstellungen. 
Jugendarbeit und -förderung muss vom 
Staat her die Möglichkeit haben, den 
Jugendlichen autonome Räume zu ge-
ben, in denen sie ihre eigenen Anliegen 
formulieren können. Es muss wieder Orte 
geben, wo es einem langweilig werden 
kann. Und wo man nicht permanent 
dazu aufgefordert wird, etwas «Sinn
volles» zu machen. ■

«Es muss wieder Orte geben,  
wo es einem langweilig werden kann. 

Und wo man nicht permanent  
aufgefordert wird, etwas ‹Sinnvolles›  

zu machen.»

Die Digitalisierung fordert das Baubewilligungswesen heraus: Mit dem eGovernment-Standard „TOPAX Bau“ steht eine
Lösung bereit, womit unabhängig von Gemeinde-Fachanwendungen Baugesuche elektronisch abgewickelt werden können.


